
Nr. 8017J 

1980 -12- 12 

I J --11d''t der Beilagen .zu &.eil Stenographischen Protokollet'l 

A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. LICHAL 

und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz 

betreffend gerichtliche Strafverfahren im Zusammenhang mit Anzeigen 

der Polizei gegen das "Rockerunwesen" 

Der Bundesminister für Inneres erklärte anläßlich der Beratungen 

im Finanz- und Budgetausschuß zum Kapitel 11 Inneres 11 1 daß .- im 

Zusammenhang mit der Bekämpfung des "Rockerunwesens" - in der 

Zeit vom 1.1.1980 bis 30.9.1930 von der Polizei aus Anlaß von 

in der Fußgängerzone Wien Innere Stadt begangenen gerichtlich 

strafbaren Handlungen 22 Anzeigen (an die Staatsanwaltschaft) er­

stattet und dabei zehn Festnahmen ausgesprochen wurden. 

Die korrespondierenden Zahlen in Ansehung der während desselben 

Zeitraumes erstatteten Anzeigen der Polizei betrugen den Angaben 

des Bundesministers für Inneres zufolge 

a) wegen der im Burggarten begangenen gerichtlichen Straftaten: 

14 (darunter sechs Festnahmen) 

b) wegen der am Neuen Markt begangenen gerichtlichen Straftaten: 

sieben (darunter eine Festnahme) . 

Angesichts der besonderen Bedeutung, die der Bekämpfung des - in den 

Großstädten, insbesondere in "\tHen , immer mehr um sich greifenden 

"Rockerunwesens" zukommt und die eine umfassende Information der 

Volksvertretung über die in diesem Zusamrnenhang seitens der Justiz 

getroffenen Maßnahmen erforderlich macht, richten die unterfertigten 

Abgeordneten an den Bundesminister für Justiz folgende 
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A N FRA G E 

1) Wieviele der insgesamt 43 von der Polizei erstatteten Anzeigen 

wurden von der Staatsanwaltschaft 

a) gemäß dem § 90 StPO ohne weitere Erhebungen zurückgelegt? 

b) gemäß dem § 90 StPO zurückgelegt 

aal nach weiteren außergerichtlichen Erhebungen? 

bb} nach gerichtlichen Vorerhebungen? 

c) gemäß dem § 412 StPO abgebrochen? 

2} In wieviel Fällen wurde gemäß dem § 42 StGB vorgegangen? 

3) In wieviel Fällen kam es zur Einleitung der Voruntersuchung? 

4) Wieviele Verfahren wurden gemäß dem § 109 StPO eingestellt? 

5) In wieviel Fällen kam es zur 

a) Anklageerhebung 

b) Stellung eines Strafantrages vor dem Einzelrichter des Ge­

richtshofes erster Instanz 

c) Stellung eines Antrages auf Bestrafung vor dem Bezirksgericht? 

6) Bei welchen Gerichten wurden diese Verfolgungsanträge gestellt? 

7) Wegen welcher strafbarer Handlungen wurde die Bestrafung begehrt? 

8) Wieviel dieser Verfahren wurden bereits beendet 

a) mit Schuldspruch? 

b) mit Freispruch? 

c) mit Strafverfügung? 

9) Wegen welcher strafbarer Handlungen erfolgten die Schuldsprüche? 

10) Welche Strafen wurden dabei verhängt? 
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11) Wieviele Schuldsprüche bzw. Strafverfügungen erwuchsen in Rechts­

kraft? 

12) Wieviele Rechtsmittel (Nichtigkeitsbeschwerden bzw. Berufungen) 

wurden gegen die Schuldsprüche erhoben 

a) von den Angeklagten? 

b) von der Staatsanwaltschaft? 

13) Welchen Ausgang nahmen die Rechtsmittelverfahren gegen Schuld­

sprüche? 

14) vlieviele Freisprüche erwuchsen in Rechtskraft? 

15) Wieviele Rechtsmittel (Nichtigkeitsbeschwerden bzw. Berufungen) 

wurden gegen die Freisprüche erhoben? 

16) Über wieviele der von der Polizei festgenommenen Angezeigten 

wurde 

a) die gerichtliche Verwahrungshaft 

b) die Untersuchungshaft 

verhängt? 

17) In wieviel Fällen wurden von der Staatsanwaltschaft Berichte 

a) an die Oberstaatsanwaltschaft 

b) an das Bundesministerium für Justiz 

erstattet? 

18) Von wem wurde die Berichterstattung angeordnet? 

19) In wieviel Fällen machte das Bundesministerium für Justiz die 

Endantragsteilung der Anklagebehörde von seiner vorherigen Ge­

nehmigung des im Ber ieht in Aussteht genoIfullenen Vorhabens ab­

hängig? 
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